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Gesetzliche Regelung zur Autonomie am Lebensende 
gefordert 

Der Humanistische Verband Deutschlands (HVD) hat nach langer, enga-
gierter Debatte auf seiner Delegiertenversammlung am 20. September 
2003 in Hannover einstimmig Eckpunkte zur gesetzlichen Regelung von 
Patientenrechten und Sterbehilfe beschlossen. Dazu erklärt der Bun-
desvorsitzende Rolf Stöckel, MdB: 

In Deutschland gibt es dringenden Handlungsbedarf zur gesetzlichen Rege-
lung der Patientenautonomie am Lebensende. Sinnlose Leidensverlängerung 
und Rechtsunsicherheit bestimmen die Lage vieler Menschen am Lebensen-
de. Deshalb fordert der HVD:  

- Rechtsverbindliche Gewährleistung von Patientenwille, valider Patienten-
verfügung und Selbstbestimmung 

- - geregelte Straffreiheit von indirekter und passiver Sterbehilfe unter fest-
gelegten Voraussetzungen 

- - umfassende Versorgung und Pflege von alten und sterbenden Menschen 
nach Qualitätsstandards, um deren Menschenrechte zu gewährleisten. 

Diese Forderungen sind entstanden aus der Praxiserfahrung des HVD in den 
Bereichen Patientenverfügung, Hospizdienst und Seniorenarbeit. Darüber 
hinaus hält es der HVD für erforderlich, in der Öffentlichkeit die Debatte dar-
über zu führen, wie die Probleme der „aktiven“ Sterbehilfe anzugehen sind. 

 

Der vollständige Text der Eckpunkte „Autonomie am Lebensende“ ist im An-
hang nachzulesen oder unter www.patientenverfuegung.de/pv/aktuell.htm 
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